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Freiheit statt Sicherheitswahn
Die eU geht auf nummer sicher: 
Militäreinsätze, repression, totale überwachung 

Liebe Leserinnen und Leser,
sollten sie in letzter Zeit eine Aus-
landsüberweisung getätigt oder gar 
an einer Demonstration teilgenom-
men haben, sind sie eine potenzielle 
gefahr für die allgemeine sicherheit! 
Doch die eu ist bereits im einsatz 
und fährt zum schutz Ihrer sicher-
heit millionenschweres geschütz 
auf. Cornelia Ernst berichtet in die-
ser Ausgabe vom sicherheitswahn 
der eu-Innenminister.
An ihren Außengrenzen rüstet die 
eu derweil seit Jahren auf, um sich 
vor Flüchtlingen und »illegalen« ein-
wanderern zu »schützen«. Wer Kri-
tik an dieser menschenfeindlichen 
Politik übt, spürt die harte Hand der 
ordnungshüter. so wurden bei dem 
diesjährigen »No borDer CAmP« in 
brüssel mehrere Hundert AktivistIn-
nen bei Demonstrationen, an denen 
auch die LINKe im europäischen Par-

lament teilnahm, festgenommen und 
teilweise von der Polizei misshan-
delt. Sabine Lösing schreibt über die 
Wechselwirkung zwischen der milita-
risierung der eu und der fortschrei-
tenden repressionen im Inland.
Auch gegen die gesellschaftlichen 
Probleme bietet die eu keine ver-
nünftigen rezepte. so müssen im-
mer weniger menschen immer mehr 
und immer länger arbeiten. »Wie viel 
Arbeit braucht europa?«, fragt sich 
hingegen Thomas Händel und ließ 
in einer studie die Arbeitszeittrends 
in ganz europa untersuchen. Lesen 
sie hier die ergebnisse.
Das europäische Jahr zur bekämp-
fung von Armut neigt sich dem ende 
zu – mit der Nachricht, der prozen-
tuale Anteil der Hungernden auf der 
Welt sei zurückgegangen. ein erfolg? 
Nein, denn die absolute Zahl hun-
gernder menschen stieg im letzten 

Jahr auf über eine milliarde an. Der 
prozentuale Anteil ist nur durch die 
wachsende Weltbevölkerung rückläu-
fi g – ein statistischer Taschenspieler-
trick der eu, meint Gabi Zimmer. 
statt jedoch Armut weltweit an 
der Wurzel zu packen und auszu-
merzen, sichert sich die eu lieber 
beim Kampf um die schwindenden 
ressourcen einen guten Platz an 
der Quelle, wie zum beispiel in der 
Arktis, wo sich Länder aus aller Welt 
um rohstoffe streiten. »umweltver-
träglichkeit und Nachhaltigkeit blei-
ben dabei auf der strecke«, kritisiert 
Sabine Wils in ihrem beitrag »Kalter 
Krieg in der Arktis«. 
Auch beim Handel mit anderen Län-
dern ging es der eu in ihren Handels-
abkommen bislang um die Ausbeu-
tung der menschen und rohstoffe 
und den ungehinderten marktzugang 
für eigene Konzerne und Investoren. 

Helmut Scholz erklärt, wie sich die 
künftigen Handelsbeziehungen mit 
den Ländern Lateinamerikas gerech-
ter, sozialer und umweltfreundlicher 
gestalten ließen. 
ein weiterer wichtiger schritt zu mehr 
sozialer gerechtigkeit im rahmen 
der derzeitigen Diskussionen über 
eine stärkere regulierung der Finanz-
märkte wäre die einführung einer 
steuer auf Finanztransaktionen. eine 
ebenso simple und gerechte wie loh-
nenswerte Idee, meint Jürgen Klute. 
europaroT möchte Ihnen einen kri-
tischen Überblick über aktuelle eu-
ropapolitische Themen verschaffen 
und einen beitrag für eine starke und 
kritische europäische medienöffent-
lichkeit leisten. Diesem Thema wid-
met Lothar Bisky übrigens im vorlie-
genden magazin seinen beitrag. Wir 
bedanken uns für Ihr Interesse und 
freuen uns über Ihre rückmeldung!
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Von Sabine LöSing
mit der Lissabon-strategie hatte die 
europäische union im Jahr 2000 das 
ambitionierte Ziel ausgegeben, inner-
halb eines Jahrzehnts zur Weltwirt-
schaftsmacht Nummer eins aufzu-
steigen. Innerhalb der europäischen 
union wurde hierfür der neoliberale 
umbau der mitgliedsstaaten weiter 
forciert – in Deutschland etwa mit 
der Agenda 2010 und dem damit ein-
hergehenden massiven sozialabbau. 
Auch in der Außenwirtschaftspolitik 
wurde die marktradikale Agenda 
fortan noch aggressiver durchge-
setzt und damit die verarmung zahl-
reicher menschen billigend in Kauf 
genommen. In dem maße, wie der 
Widerstand gegen die ausbeuteri-
sche neoliberale Wirtschaftsordnung 
zunimmt, rückt dabei die gewaltsame 
Niederschlagung von sozialprotes-
ten – mittlerweile auch offen wieder 
als Aufstandsbekämpfung tituliert – 
zunehmend in den mittelpunkt der 
eu-operationsplanung. 

Da sich die sozialen Widersprüche 
auch innerhalb der europäischen 
union immer weiter zuspitzen, wer-
den derzeit im Ausland nicht zuletzt 
Techniken der bevölkerungskontrolle 
und Aufstandsbekämpfung erprobt, 
um sie notfalls auch im Inland anwen-
den zu können. so warnt etwa robert 
Cooper, der Autor der europäischen 
sicherheitsstrategie: »europa mag 
in der Lage sein, das vordringen des 
Chaos über den balkan oder selbst 
über das mittelmeer aufzuhalten, aber 
es könnte sich als deutlich schwieri-
ger erweisen, mit dem Chaos in den 
eigenen vorstädten und niedergehen-
den Industriestädten umzugehen.«
Folgerichtig wird in vielen eu-ein-
zelstaaten in den letzten Jahren ver-
mehrt militär zur »Aufrechterhaltung 
der öffentlichen ordnung« eingesetzt. 
um nur einige beispiele zu nennen: In 
Italien patrouillieren seit 2008 sol-
daten zum »schutz« der Innenstädte; 
in Deutschland wird über den Deck-
mantel des »Katastrophenschutzes« 
das verbot militärischer Inlandsein-
sätze zunehmend unterlaufen; und 
in griechenland wurde das militär 
im sommer 2010 als streikbrecher 
eingesetzt. mit dem vertrag von Lis-
sabon, der am 1. Dezember 2009 in 
Kraft trat, besteht nun die gefahr, 
dass militäreinsätzen im Inland künf-
tig Tür und Tor geöffnet werden. 

Paramilitarisierung 
und aufstandsbekämpfung
bei Auslandseinsätzen der europä-
ischen union (wie auch der NATo) 
steht heutzutage nicht mehr der 
sieg auf dem schlachtfeld im vor-
dergrund, sondern, wie raul Zelik in 
seinem Aufsatz »Aufstandsbekämp-
fung und besatzungskrieg« heraus-
gearbeitet hat, »die politische und 
soziale Kontrolle der bevölkerung«. 

um die hierfür erforderlichen »Kom-
petenzen« zu verbessern, finden 
regelmäßig manöver statt, so etwa 
im sommer 2010 das von der eu-
Kommission finanzierte dritte »eu-
ropäische Polizeitraining« auf dem 
brandenburgischen Truppenübungs-
platz Lehnin. Als szenario diente 
das fiktive Land Askania, das im 
Anschluss an eine militärinterven-
tion von der eu besetzt worden ist. 
Ziel war es laut Pressemappe, der 
bundesbereitschaftspolizei mit ein-
heiten aus zahlreichen europäischen 
Ländern (u.a. aus Deutschland) »ty-
pische missionslagen« durchzuexer-
zieren: »Dazu gehörten unfriedliche 
Demonstrationen, die Absicherung 
von Wahlkampfveranstaltungen und 
Parlamentswahlen genauso dazu wie 
polizeiliche maßnahmen bei raub-
überfällen, verkehrsunfällen und 
geiselnahmen. [Weiter] mussten die 
europäischen Polizisten im gemein-
samen Zusammenwirken eine ge-
walttätige Demonstration auflösen, 
straftäter festnehmen und brennen-
de barrikaden räumen.« Wie michael 
oettel, Pressesprecher der bundes-
polizei, betont, werden solche einsät-
ze nicht nur geprobt, sondern finden 
bereits statt: »Was wir hier trainieren, 
haben Polizeikräfte tatsächlich zum 
beispiel im Kosovo erlebt.« 

In der von NATo und eu besetzten 
serbischen Provinz Kosovo ist es 
in den letzten Jahren aufgrund der 
verschlechterung der Lebensbe-
dingungen immer häufiger zu Pro-
testen gegen die westliche Präsenz 
gekommen, die wiederholt von eu-
ropäischen Polizeieinheiten gewalt-
sam aufgelöst wurden. um hierfür 
künftig besser gewappnet zu sein, 
haben die im Kosovo aktive »zivile« 
eu-Polizei- und rechtsstaatsmission 
euLeX und die dort stationierte NA-
To-Truppe KFor mit gemeinsamen 
Aufstandsbekämpfungs-Übungen 
begonnen. Allein im ersten Halbjahr 
2010 fanden mindestens elf solcher 
»Crowd and riot Control exercises« 
statt. Welche szenarien man dabei 
im Auge hat, verdeutlicht die be-
schreibung einer dieser Übungen: 

europäisches  Polizeitraining in Lehnin. Für 
die Verbesserung der »öffentlichen ordnung« 
nimmt die eU massiven Sozialabbau in Kauf.

»Das szenario basierte auf wahren 
begebenheiten. Das europäische 
Parlament fällte die entscheidung, 
gelder für den Kosovo vom bau 
zweier Krankenhäuser hin zu einer 
müllrecyclinganlage umzuleiten. Die 
lokale bevölkerung war darüber em-
pört. Als reaktion rief die gewerk-
schaft der Krankenhausarbeiter zu 
Demonstrationen und Aktionen ge-
gen die eu und euLeX auf. […] Als 
ergebnis der Übung lernten die Teil-
nehmer Wichtiges darüber, auf eine 
wütende menge (»furious mob«) vor-
bereitet zu sein, über die Fähigkeit 
zu antizipieren, was die menge tun 
wird, und schließlich darüber, ihre 
Techniken zur bevölkerungskontrolle 
und Aufstandsbekämpfung (»crowd 
and riot control«) anzuwenden.«
vor diesem Hintergrund gilt es fest-
zuhalten, dass diese im Ausland ein-
gesetzten einheiten mit Polizisten im 
eigentlichen sinne herzlich wenig 
mehr zu tun haben, hier handelt es 
sich um Paramilitärs. Deshalb ist es 
überaus besorgniserregend, dass 
diese Polizeieinheiten und nun sogar 
das militär auch im eu-Inland einge-
setzt werden können. 

Solidaritätsklausel: Türöffner  
für Militäreinsätze im eU-inland
Am 1. Dezember 2009 trat der 
vertrag von Lissabon in Kraft, der 
erstmals bislang verbotenen militär-
einsätzen im eu-Inland Tür und Tor 
öffnet. entscheidend hierfür ist die 
sog. »solidaritätsklausel« (Artikel 

222). In ihr ist nicht nur festgehalten, 
dass die eu-Länder einem mitglieds-
staat mit allen zivilen und militäri-
schen mitteln zur seite eilen, sollte 
sich ein Terroranschlag ereignen, 
sondern auch bei »einer vom men-
schen verursachten Katastrophe«. 

Da dies auch soziale unruhen mit 
einschließt, bedeutet das im Klartext, 
dass künftig jede eu-regierung, die 
sich Protesten gegenübersieht, mili-
tärische und paramilitärische einhei-
ten anderer eu-Länder zur unterstüt-
zung anfordern kann. gegenwärtig 
ist die eu-Kommission mit einer de-
taillierten Ausplanung beschäftigt, 
die Intention der Klausel ist jedoch 
offensichtlich. so betont eu-militär-
stabschef Henri bentégeat, das »ori-
ginelle« an der solidaritätsklausel sei 
keineswegs die möglichkeit für In-
landseinsätze zur Terrorabwehr: »Das 
zweite element ist interessanter, da 
es den einsatz militärischer mittel auf 
dem gebiet eines mitgliedsstaates 
auf Anforderung seiner politischen 
Autoritäten vorsieht.« 
Diese militarisierung der Innen- und 
Außenpolitik ist die »logische« Kehr-
seite einer ausbeuterischen und 
ungerechten Wirtschafts- und so-
zialpolitik. beides sind zwei seiten 
derselben medaille, wie etwa der 
bürgerrechtler rolf gössner betont: 
»Tatsächlich scheint der präventive 
sicherheitsstaat in dem maße auf-
gerüstet zu werden, in dem der so-
zialstaat abgetakelt wird.«
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bevölkerungskon-
trolle und aufstands-
bekämpfung wird in 
der eU erprobt.

Janusköpfige Militarisierung

 
Mit EU-Kriegen im Ausland wird auch der Weg  
für Repressionen im Inland geebnet 
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1. Den Sicherheitswahn entlarven! 
Als Linke im europaparlament müssen wir Ziele und Folgen 
der Anwendung dieser sicherheitsinstrumente aufdecken, 
deren Hauptzweck die möglichst vollständige Kontrolle des 
Lebens der menschen unter dem Aspekt potenzieller straffäl-
ligkeit ist.  

2. gemeinsam handeln! 
Die »Law and order«-Politik führt unmittelbar zum Überwa-
chungsstaat – alle demokratischen, parlamentarischen und 
außerparlamentarischen Kräfte müssen dies verhindern.

3. eU-Sicherheitspolitik offensiv hinterfragen! 
Diese basiert auf diffusen Annahmen über ständig zuneh-
mende unsicherheit und Terrorgefahr – eine Tendenz, die 
nirgendwo pauschal bestätigt werden kann.

4. Seriöse aufklärungs- und informationspolitik! 
statt neuer Technik und Datenwahn, die die bürger zu ver-
dachtsobjekten abstempeln. vernünftige Polizeikonzepte und 
die stärkung der mitbestimmung der bürgerinnen und bürger 
gehören dazu.

5. Kein Krieg verhindert Terroranschläge! 
Terrorismusbekämpfung verlangt eine klare ursachenanalyse, 
die schonungslose Aufdeckung der sozialökonomischen und 
politischen Wurzeln von Terrorismus sowie die Anwendung 
von Instrumenten der Konfliktlösung und Friedenspolitik.

6. islamophobie bekämpfen! 
Wir dürfen nicht zulassen, dass muslime aufgrund ihrer 
religionszugehörigkeit kriminalisiert werden. Islamophobie 
ist menschenverachtung und darf in europa nicht hoffähig 
werden, auch weil damit radikalen Fundamentalisten der 
boden geebnet wird.

Von CorneLia ernST
Im Jahr 2010 erweist sich george 
orwells Novelle »1984« als erschre-
ckend aktuell. Die vorstellung eines 
zwischen drei superstaaten eigens 
angezettelten Dauerkrieges unter 
dem motto »Krieg ist Frieden«, die 
gesteuerte Kontrolle der vergan-
genheit und die lückenlose Über-
wachung der menschen als mittel 
zum machterhalt stoßen auf heutige 
Parallelen. Die moderne realversion 
basiert allerdings auf einem neuen 
Feindbild, dem des muslimischen 
Netzwerkterroristen und al-Qaida- 
Kämpfers mit besten Internetkennt-
nissen, der zu selbstmordattentaten 
neigt und den Westen als Hort des 
bösen ausrotten will. 

Statt einer seriösen 
Diskussion wird  
angst vor anschlägen 
geschürt. 

Schritte gegen den Sicherheitswahn!

Flugpassagiere nutzen. Im rahmen 
des geplanten europäischen »PNr-
Abkommens« sollen künftig vor Flü-
gen in die usA oder nach Kanada 
mindestens 19 personenbezogene 
Daten (PNr) von allen Passagieren 
gesammelt und zur Prüfung auf Ter-
rorverdächtigung z. b. an die us-Hei-
matschutzbehörde zur speicherung 
gehen. bereits bestehende Daten-
sammelsysteme zur strafverfolgung 
und Kontrolle von Personen sollen 
nunmehr mit den PNr-Daten perfek-
tioniert, Überwachung und Festnah-
me potenzieller straftäter erleichtert 
und risikobehaftete verhaltensmus-
ter von menschen ermittelt werden. 
Zusätzlich werden entsprechend 
dem sWIFT-Abkommen die persönli-
chen bankdaten von ca. 30 millionen 
europäischen bankkunden an be-
hörden der usA weitergegeben, um 
internationale Transaktionsvorgänge 
potenzieller Täter zu observieren. 
Die genannten systeme speichern 
nach dem Prinzip der rasterfahn-
dung und auf vorrat massendateien 
mit milliarden von einzeldaten. ras-
terfahndung ist aber nur in bestimm-
ten Fällen rechtlich zulässig. eine 
anlasslose vorratsdatenspeicherung 
ist nach bundesdeutschem recht 
unzulässig. Die vereinte Linke im 
europaparlament fordert das verbot 
der erhebung von massendateien 
und der vorratsdatenspeicherung 
sowie den konsequenten schutz 
personenbezogener Daten. 
bleiben wir bei der Luftraumsiche-
rung: Zur sicherheitskontrolle soll 
künftig nicht mehr der metallde-
tektor eingesetzt werden, sondern 
ein Körperscanner, der auch flüs-
sige und plastikartige sprengstoffe 
am Körper erkennen kann. Hinzu 
kommen neue Durchleuchtungs-
geräte für Koffer, für Handgepäck 
und Computerkontrollen. bei bis zu 

150.000 euro Kosten pro Körper-
scanner in mehrfacher Ausführung 
in allen 39 deutschen verkehrsflug-
häfen und europaweit dürften sich 
Herstellerfirmen wie die in Wies-
baden ansässige »smith-Heimann« 
auf ihr geschäft des Jahrhunderts 
freuen.

Was auf Flughäfen geht, lässt sich 
überall im öffentlichen raum instal-
lieren: Den Londoner Hauptbahnhof 
betritt man bereits heute durch si-
cherheitsschleusen. Ähnliches wäre 
auch in s- und u-bahn, vor größeren 
Plätzen, einkaufszentren, in ban-
kenvierteln, Kirchen und schulen 
denkbar. Dazu dürfte das von der 
eu-Kommission durchgeführte 14, 
86 mio. euro teure Projekt INDeCT, 
welches in 11 Ländern läuft und von 
der britischen Polizei getestet wird, 
einen spektakulären beitrag leisten. 
Dieses rundumüberwachungssys-
tem, das auch an der uni Wupper-
tal »erforscht« wird, ist militärischen 
Kommandostrukturen nachgebildet 
und kann als mobiles urbanes ob-
servationssystem »alles sehen«. 
menschen, die sich in irgendeiner 
Weise auffällig verhalten, können 
observiert und als potenzielle Tä-
ter erfasst, spontane Aktionen und 

Demonstrationen »frühzeitig auf-
gespürt« und unterbunden werden. 
rechtsstaatliche Prinzipien landen 
dabei in der mülltonne. 

Das ergebnis dieses sicherheits-
wahns ist ein Höchstmaß an Kont-
rolle über das Leben und verhalten 
von millionen menschen, über ihre 
gesundheit oder Lebensführung – 
ein gefundenes Fressen nicht nur 
für versicherungen. mittels solcher 
»sicherheitskonzepte« wird das un-
gehinderte betreten öffentlicher 
räume mehr und mehr aufgehoben. 
und nicht zuletzt verliert der bür-
ger die Augenhöhe gegenüber dem 
staat, wenn er sich gegen die etwai-
ge einleitung von strafverfahren, die 
sperrung seiner Konten, die verwei-
gerung von Aus- oder einreisen bis 
hin zu einschränkungen von sozialen 
Leistungen wehren will. sich gegen 
eine solche Politik aufzulehnen und 
für die bewahrung der Freiheitsrech-
te der bürgerinnen und bürger zu 
streiten, ist eine zentrale Aufgabe 
der Linken. Freiheitsrechte sind kei-
ne verhandlungsmasse für vermeint-
liche oder tatsächliche sicherheits-
defizite, sondern unveräußerliche 
grundrechte aller bürgerinnen und 
bürger.

Im Sicherheitsfadenkreuz

 
Zwischen Datensammelwut und Terrorismus-
hysterie – wie die EU unsere Freiheit verspielt.
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statt einer seriösen öffentlichen Dis-
kussion wird Angst vor Anschlägen 
und gewalt geschürt. Das stockhol-
mer Programm der europäischen 
union (eu), welches die Aufgaben 
der europäischen Innen- und Jus-
tizpolitik bis 2014 festzurrt, basiert 
auf dem allgemeinen Konsens der 
regierenden in europa, dass mehr 
sicherheit nur durch die beschrän-
kung von Freiheit gewährt werden 
kann. 

Die gegenwärtig auf europäischer 
ebene verhandelten »sicherheits-
projekte« sind von diesem geist. 
verbreitet wird der Irrglaube, durch 
mehr technische Investitionen abso-
lute sicherheit für die bürger herstel-
len zu können. ein beispiel hierfür ist 
der öffentliche Luftsicherheitsraum, 
den jedes Jahr rund 2,2 milliarden 

SiCherheiT nUr aUF KoSTen UnSerer FreiheiT MögLiCh?
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fortzusetzen. sie fordern Handels-
abkommen, die wirksame komple-
mentäre entwicklungsförderung be-
inhalten. sie wollen den Ausbau und 
die Förderung völlig neuer Ansätze 
in den internationalen Handelsbezie-
hungen. Innerhalb Lateinamerikas 
wird so etwas bereits von einigen 
Ländern erprobt, zum beispiel in der 
»bolivarianischen Allianz für die völ-
ker unseres Amerika« (ALbA).
Als berichterstatter des europäi-
schen Parlaments (eP) hatte ich den 
vergangenen monaten die Aufgabe, 
einen vorschlag auszuarbeiten – 
und auszuhandeln – was künftig die 
grundsätze der Handelspolitik zwi-

Alternatives Handeln

Lateinamerika: Bringt die EU »zweite Unabhängigkeit«?
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Von heLMUT SChoLZ
Linke Parteien in ganz Lateinamerika 
eint der Wunsch, die wirtschaftliche 
Abhängigkeit von den usA zu been-
den. 200 Jahre, nachdem sie ihre po-
litische unabhängigkeit gewonnen 
haben, fordern sie nun die »zweite 
unabhängigkeit«. 
Auch mehr vielfalt in ihren interna-
tionalen Handelsbeziehungen soll 
die region voranbringen. Die eu gilt 
neben China, Korea und anderen asi-
atischen staaten vielen regierungen 
als wichtiger Handelspartner. Linken 
Parteien in Lateinamerika reicht es 
jedoch nicht, alte muster ungerech-
ter Handelsbeziehungen einfach 

schen den beiden wichtigen Welt-
regionen prägen soll. botschaften, 
Parteien und Zivilgesellschaft aus 
Lateinamerika wurden von mir inten-
siv in diesen Prozess eingebunden.

Das eP hat in der Handelspolitik 
das mitentscheidungsrecht. mein 
bericht wurde mit großer mehrheit 
am 21. oktober 2010 im Plenum 
des europäischen Parlaments ange-
nommen. Damit hat das Parlament 
deutlich formuliert, wie es sich die 
künftige Handelspolitik der Kom-
mission barroso II vorstellt: nämlich 
mit wechselseitigem Nutzen statt 
neokolonialer Ausbeutung, mit part-
nerschaftlichem umgang und Aner-
kennung selbstbestimmter entwick-
lungswege. Handelspolitik pur soll 
es nicht mehr geben.

Das Infomagazin der LINKeN im europäischen Parlament 
erscheint vierteljährlich als beilage in ausgewählten linken 
Tageszeitungen. 
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neuen, die menschenrechtslage ig-
norierenden Freihandelsabkommen 
der eu mit Peru und Kolumbien un-
terbringen können. Diese Passagen 
konnte ich lediglich abmildern, aber 
immerhin weitgehend zur Zufrie-
denheit unserer Partner. Wenn das 
Parlament 2011 dieses Abkommen 
ratifizieren soll, wird die Linksfrakti-
on ihre grundsatzkritik bekräftigen.
Wir fordern zudem die Finanzierung 
ergänzender maßnahmen, die unse-
re Partner beim Aufbau ihrer Poten-
ziale für den internationalen Handel 
unterstützen.

Nun muss die Kommission die vor-
schläge des Parlaments in die neue 
offizielle Handelsstrategie der eu 
einfließen lassen, die im November 
vorgestellt werden soll. europa sollte 
klug und gerecht agieren, damit es 
Lateinamerika tatsächlich auf dem 
Weg in die zweite unabhängigkeit 
helfen kann. Aber: verhalten sich 
rat und europäische Kommission 
konservativ und wenig zukunftsof-
fen, bieten sie unserer Partnerregion 
nichts weiter als eine zweite Abhän-
gigkeit.

erfolgreiche abstim-
mung: handelspolitik 
»pur« soll es nicht 
mehr geben.

menschenrechte, umweltschutz und 
Arbeitnehmerrechte werden be-
standteile aller künftigen Abkom-
men sein. so auch die Förderung 
alternativer Handelskonzepte, die 
unterstützung kleiner und mittlerer 
unternehmen, das recht auf schutz 
der ernährungssicherheit und der 
selbstverwaltung der bodenschät-
ze, die begrenzung der reichweite 
von Investitionsschutzabkommen 
und konkrete Projekte wie der bau 
kontinentaler eisenbahnnetze. be-
dauerlicherweise haben spanische 
Abgeordnete der großen Fraktio-
nen positive sätze in bezug auf die 

Den bericht von Helmut scholz 
finden sie im Internet auf  
den seiten des eu-Parlaments
www.europarl.europa.eu

Für weitere Informationen 
schreiben sie uns! 
www.helmutscholz.eu

Weiterlesen

hanDeLSbeZiehUngen aUF aUgenhöhe?
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Europäische  
Medienöffentlichkeiten

Die europäische Öffentlichkeit 
ist ein Flickenteppich  
aus nationalen Öffentlichkeiten

Von LoThar biSKy
Derzeit geistert ein begriff der euro-
päischen medienöffentlichkeit um-
her, dessen bedeutung relativ neblig 
bleibt: gemeint nämlich sind häufig 
Öffentlichkeiten in der eu, also einem 
Teil von europa, gelegentlich aber 
auch alles, was rein geografisch dazu-
zurechnen ist. Pedanten können jetzt 
auf die schwierige Definitionssuche 
gehen, mehr pragmatisch eingestellte 
erkennen in diesem neuen begriff eine 
Zielstellung, die rudimentär und schil-
lernd in eurovision, european News 
Channel, europäischer Film und der-
lei mehr aufscheint. Natürlich gehört 
von der Zielstellung her eine europä-
ische Öffentlichkeit zur europäischen 
Demokratie wie zum europäischen 
Parlament, zum europarat wie zur 
europäischen union. In der realität 
ist die europäische Öffentlichkeit ein 
mit nationalen Öffentlichkeiten zu-
sammengenähter Flickenteppich, an 
dem verschiedenste Näherinnen und 
Näher herumwerkeln.
Die selten gestrenge politologische 
Definitionswelt lässt eine Demo-
kratie ohne Öffentlichkeit in europa 
(und sei es auf die eu zurückversetz-
te) nicht zu. 

Wir haben eine Ahnung, was ge-
meint ist bzw. gemeint sein könn-
te und geraten in gefahr, das Ziel 
bereits als realität zu nehmen. Im 
Ausschuss für Kultur des europäi-
schen Parlaments, in dem zugleich 
bildung, medien, sport und Jugend 
untergebracht sind, gehen die Akti-
vitäten über die nationalkulturellen 
beschränkungen hinweg – schon 
das ist eine gewaltige Anstrengung – 
und zielen auf die gemeinsamen In-
halte des »übernationalkulturellen« 
europäischen gehalts hinaus. 
manche fürchten nun, auch in 
Deutschland, um ihre viel geliebten 
kulturellen Identitäten, wiewohl die 
globalisierung diese bereits durch-
tränkt, wenn auch nicht weggespült 
hat. erstaunlicherweise tauchen ge-
legentlich auch Linke auf, die das 
fürchten, obwohl bereits 1848 zwei 
bärtige Herren im weltberühmtesten 
manifest aller Zeiten schrieben: »An 
die stelle der alten lokalen und nati-
onalen selbstgenügsamkeit und Ab-
geschlossenheit tritt ein allseitiger 
verkehr, eine allseitige Abhängigkeit 
der Nationen voneinander. 
und wie in der materiellen, so auch 
in der geistigen Produktion. Die 

geistigen erzeugnisse der einzel-
nen Nationen werden gemeingut. 
Die nationale einseitigkeit und be-
schränktheit wird mehr und mehr 
unmöglich« (meW, bd. 4, s. 466). 
Das ist zum glück so gekommen, 
und linke Kultur-, medien- und bil-
dungspolitik in der eu ist unter an-
derem darauf gerichtet, lokale und 
nationale beschränktheiten und 

borniertheiten kultureller Kreativität 
von allen Fesseln zu befreien und 
deren beste Produktionen zum ge-
meingut aller europäer werden zu 
lassen. Dadurch könnten die zarten 
Pflanzen einer europäischen Kultur 
und Öffentlichkeit wachsen. beide 
werden erst realität, wenn sie den 
kulturellen Alltag der europäerinnen 
und europäer durchdringen.

Von ThoMaS hänDeL
Die europäische Kommission (Kom) 
will im ersten Halbjahr 2011 einen 
neuen Anlauf zur revision der gel-
tenden eu-Arbeitszeitrichtlinie vor-
legen. Dazu hat die Linke im euro-
paparlament nun eine studie zur 
entwicklung der Arbeitszeiten in 
europa vorgelegt, die eindeutig den 
positiven effekt der europäischen 
Arbeitszeitrichtlinie bestätigt. so 
wurde in Ländern mit hohen durch-
schnittlichen Arbeitszeiten eine 
entwicklung in richtung 40-stun-
den-Woche eingeleitet. Laut der 
studie stieg die wöchentliche Ar-
beitszeit in Deutschland seit 1995 
um 0,7 stunden. Hochqualifizierte 
arbeiten in Deutschland, Frank-
reich und großbritannien heute im 
schnitt 2,5 stunden mehr als be-

schäftigte mit mittlerer und gerin-
ger Qualifikation. 
Die Kom gibt mit der Überarbei-
tung der Arbeitszeitrichtlinie (rL 
2003/88/eg) offensichtlich dem 
Drängen der Arbeitgeber nach. Ne-
ben einer Ausweitung der Höchst-

arbeitszeit auf über 48 stunden pro 
Woche und weiteren verwässerun-
gen haben diese auch wieder die 
bereitschaftszeiten im visier. sie 
müssten seit den urteilen des eugH 
als Arbeitszeiten gerechnet werden. 
es geht der Kom also darum, die Ar-
beitszeiten der »brauchbaren« aus-
zuweiten, für die »weniger brauchba-
ren« reicht dagegen Prekarität.
Wir meinen: es ist höchste Zeit für 
eine neue beschäftigungspolitik, 
unter anderem mit einer strikten be-
grenzung der maximalen Arbeitszeit 
auf zunächst 40 stunden pro Wo-
che. Ziel muss sein, möglichst vielen 
menschen ein armutsfreies, eigen-

ständiges Leben und Arbeiten zu 
ermöglichen und ihre gesundheit zu 
schützen. Denn: Je länger die men-
schen arbeiten, desto größer die ge-
fahr für ihre gesundheit. unsichere 
Arbeitsverhältnisse oder schlechte 
Planbarkeit verstärken dies.
es macht keinen sinn, die einen 
mehr als 40 Wochenstunden arbei-
ten zu lassen, während andere zu 
null Wochenstunden verdammt sind. 
In Deutschland sind rund 60 Prozent 
der beschäftigungszunahme seit 
2000 Teilzeitarbeit und geringfügige 
beschäftigung. rund 50 mio. men-
schen in der eu müssen zu Nied-
rigstlöhnen arbeiten oder sind arm 
trotz Arbeit. Weitere 23 mio. sind 
arbeitslos.
beschäftigungsstillstand also bei 
mehr sozialer unsicherheit – ein trau-
riges »erfolgsmodell«. Die situation 
in Deutschland zeigt, dass eine ver-
kürzung der Arbeitszeit durch Kurz-
arbeiter-regelungen, begleitet von 
betrieblichen und tariflichen maß-
nahmen, Arbeitsplätze sichert – und 
zwar mit Lohnausgleich. voller Lohn-
ausgleich wäre nicht nur wirtschaft-
lich nötig, sondern auch finanzierbar.  
Packen wir es an!

Wie viel Arbeit  
braucht Europa?

Neue europäische Arbeitszeit-Richtlinie geplant
to
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Produkte kultureller 
Kreativität werden 
gemeingut, befreit 
von beschränktheit. 

VieLe FürChTen UM ihre VieL geLiebTe KULTUreLLe iDenTiTäT

arbeiT biS ZUM UMFaLLen? eS gehT aUCh anDerS!
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gerade sie sich heftig kritisieren 
lassen, da die entwicklungspolitik 
der mitgliedsstaaten zu sehr von 
Wirtschaftsinteressen und postko-
lonialen Abhängigkeiten geprägt 
ist. Zutiefst ungerechte Wirtschafts- 
und Handelsstrukturen behindern 
bis heute jegliche nachhaltige ent-
wicklung des afrikanischen Konti-
nents und lassen ihn in der rolle 
des rohstofflieferanten vor sich hin 
vegetieren. Die Wirtschaftspartner-
schaftsabkommen (ePAs), die den 
entwicklungsländern seitens der eu 
aufgedrängt werden, verschärfen 
diese ungerechtigkeit zusätzlich.
Die geberländer verweigerten bei 
dem gipfeltreffen konkrete eige-
ne verpflichtungen und zeigten mit 
dem Finger auf die empfänger. bes-
sere regierungsführung, d. h. mehr 
sicherheit für ausländische Investiti-
onen, weniger Korruption und mehr 
Demokratie werden eingefordert. 
Kaum ein Wort darüber, dass die 
eu noch immer nicht die für 2010 

versprochenen 0,56 Prozent ihres 
bruttonationaleinkommens (bNe) an 
öffentlicher entwicklungshilfe zahlt. 
Die eu liegt bei 0,42 Prozent – für 
die entwicklungsländer bedeutet 
das etwa19 milliarden euro, die 
fehlen. Auch das ist keine gute re-
gierungsführung. so fordert der uN-
generalsekretär ban Ki moon die 
zugesagten gelder und verstärkte 
bemühungen von den geberländern. 
Wir meinen: Die einführung der To-
bin-steuer wäre ein geeigneter Weg, 
um mehr mittel für den Kampf gegen 
globale Armut bereitzustellen! Die 
eu und die mitgliedsstaaten soll-
ten ihre mittel besser bündeln und 
für konkrete Ziele und Projekte zur 
erreichung der mDgs verwenden. 
Dass der prozentuale Anteil der 
Hungernden auf der Welt zurückge-
gangen ist, scheint ein erfolg. genau 
betrachtet ist aber die absolute Zahl 

Von gabi ZiMMer  
UnD anDré SeUberT
Ist es den menschen gelungen, die 
riesige Kluft zwischen Arm und reich 
weltweit zu verringern? Haben die 
reichen Länder ihre gemeinsam ver-
einbarten »millennium-entwicklungs-
ziele« (mDg) erreicht? Diese Frage 
sollte auf dem gipfel der vereinten 
Nationen beantwortet werden. 
und tatsächlich, es gibt verbesse-
rungen bei einigen der angestrebten 
entwicklungsziele. etwa beim wich-
tigsten Ziel der Armuts- und Hunger-
bekämpfung. so konnten China, In-
dien und brasilien eine große Anzahl 
der eigenen einwohner aus diesem 
menschenverachtenden Zustand be-
freien. In anderen Ländern, wie bei-
spielsweise in der Demokratischen 
republik Kongo, aber geht der Trend 
in die gegenrichtung. Die misserfolge 
werden in Afrika deutlich, besonders 
in der region südlich der sahara.
Die eu ist die größte entwicklungs-
helferin der Welt. Dennoch muss 

Die MDGs sind tot, 
es leben die MDGs!

Wie die Schuld für Armut mal wieder bei den  
Entwicklungsländern gesucht und gefunden wurde.
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... für Euch in Europa!www.dielinke-europa.eu

hungernder menschen im letzten 
Jahr auf über eine milliarde ange-
stiegen, der höchste Wert seit über 
20 Jahren. Nur durch die wachsende 
Weltbevölkerung ist der prozentuale 
Anteil rückläufig. ein Problem wird 
statistisch dazu missbraucht, ein an-
deres zu verdecken.

Die Zahl der hungern-
den Menschen hat 
den höchsten Wert 
seit über 20 Jahren.

Für die millionen von in Armut le-
benden und unter Hunger leidenden 
menschen hat der gipfel keine neu-
en Hoffnungen gebracht. Die globale 
spaltung zwischen reichem Norden 
und armem süden hat sich bis heute 
nicht verringert.

MonaTLiChe bohnenraTion (norD-KiVU, Dr Kongo)
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zu sein. Auch die deutsche marine 
engagiert sich hier. Die Anrainer-
staaten usA, russland, Kanada, Dä-
nemark, schweden, Finnland, Island 
und Norwegen führen militärische 
Übungen in der Arktis durch, um im 
Kampf um diese gebiete stärke zu 
demonstrieren.

buchungen an den Finanzmärkten – 
lächerlich niedrig, aber durch die 
riesigen umsätze auf den märkten 
ist ein enormes steueraufkommen 
zu erwarten. Allein in Deutschland 
würden – je nach rechenweise – 
zwischen 30 und 100 milliarden 
euro anfallen. Jährlich. Für die eu 
hat Attac ausgerechnet, dass es bei 
einem steuersatz von 0,05 Prozent 
230 milliarden euro wären.
Das sind nicht nur große Zahlen, das 
ganze ist auch sozial ausgleichend. 
Da für jede Transaktion auf den Fi-
nanzmärkten die steuer anfällt, müs-
sen Kleinsparer genauso wie weltweit 
agierende Hedgefonds die steuer 
abführen. Der entscheidende unter-
schied: Wenn Frau müller einmal im 
Jahr 3000 euro in Aktien investiert, 
zahlt sie 1,50 euro steuern – das ist 
deutlich weniger, als allein an ge-
bühren für das Aktiendepot anfallen. 
bei riestersparplänen sieht es ähn-
lich aus: monatliches Ansparen von  
200 euro summiert sich innerhalb ei-
nes Jahres auf eine steuerschuld von 
1,20 euro. Hedgefonds und andere 
professionelle Akteure trifft die steu-

Warum das alles? 
Das säbelrasseln hat seine ursa-
chen in der Klimaerwärmung und 
im ressourcenhunger der Indus-
triestaaten. In der Arktis wird ein 
Ölvorkommen vermutet, das bis zu 
25 Prozent der globalen vorräte dar-
stellen könnte. Diese vorkommen 
werden durch das Abschmelzen 
der Polkappe in den kommenden 
Jahrzehnten zugänglich. gleichzei-
tig sind durch den rückgang des 
ewigen eises neue, kürzere schiff-
fahrtsrouten möglich.

Das hat auch die eu erkannt und 
erklärt, dass die europäischen si-
cherheitsinteressen durch die neuen 
möglichkeiten in der Arktis berührt 
sind. ende 2008 veröffentlichte die 
eu-Kommission eine mitteilung, in 
der sie die europäische geostra-
tegie für die Arktis vorstellt: »Die 
ressourcen der Arktis könnten dazu 
beitragen, die energieversorgungs-
sicherheit und die allgemeine roh-
stoffversorgungssicherheit in der eu 
zu verbessern.« Die Kommission will 
sich dafür einsetzen, die »explorati-
on, Förderung und beförderung der 
Kohlenwasserstoffressourcen der 
Arktis zu erleichtern«. Die eu be-
kennt, dass dies »streitigkeiten über 
Handelsrouten, meeresgebiete und 
vormals unerreichbare ressourcen 
auslösen« kann und nimmt damit 
militärische Konflikte in Kauf. 

er dagegen äußerst wirksam. Die bis 
zur Krise zu den lukrativsten Papie-
ren gehörenden Finanzmarktproduk-
te, Derivate aller Art, werden in der 
regel mehrfach pro Woche ge- und 
verkauft. Da die steuer bei jedem 
umsatz anfällt, schlägt die steu-
er hier deutlich zu buche und kann 
sogar als wirksames steuerungsin-
strument eingesetzt werden. Die Fi-
nanzmärkte nutzen oft genug winzig 
kleine Kursunterschiede von Zehntel-
prozenten, um gewinne zu machen. 
Da sie das mit geliehenem geld tun, 
fahren sie bei solchen geschäften 
eine enorme rendite ein. sobald 
aber eine Finanztransaktionssteuer 
von nur 0,05 Prozent eingeführt ist, 

Von Sabine WiLS  
UnD LaSSe Van aKen
In den vergangenen drei Jahren wur-
de in der Arktis mächtig aufgerüs-
tet. Die usA, russland und Kanada 
haben angekündigt, ihre streitkräf-
te fit für die Arktis zu machen und 
vor ort militärisch stärker präsent 

Von Jürgen KLUTe
eine Finanztransaktionssteuer zu er-
heben, ist fast so einfach wie einen 
Computer anzuschalten: Da fast alle 
Transaktionen an den Finanzmärk-
ten ohnehin über Computer abge-
wickelt werden und zumindest ein 
großer Teil jetzt schon auf regulier-
ten märkten gehandelt wird, ist nur 
ein weiterer Haken in der software 
erforderlich und die steuer wird ab-
gebucht. und all jene Transfers, die 
derzeit noch auf unregulierten märk-
ten laufen, werden mithilfe anste-
hender regulierungen auf eu-ebene 
hoffentlich auch bald registriert.

umweltverträglichkeit und Nach-
haltigkeit bleiben, auch wenn dies 
anders kommuniziert wird, bei 
den Plänen der eu komplett auf 
der strecke. Neben den obliga-
torischen unfällen von Öltankern 
und auf bohrinseln stellt auch der 
alltägliche betrieb auf bohrinseln 
eine große verschmutzung der 
meere dar. In der Arktis ist dies 
besonders tragisch, da auslaufen-
des Öl wegen der Kälte in der Ark-
tis nur extrem langsam abgebaut 
werden kann. so sind in Alaska 
über 20 Jahre nach dem unfall der 
»exxon valdez« noch heute starke 
verunreinigungen zu beobachten. 
Die arktische region muss ge-
schützt werden! sie spielt auch für 
das globale Klima eine elementare 
rolle. 

Kalter Krieg in der Arktis

Die EU nimmt für Öl militärische Konflikte in Kauf 

Finanztransaktionssteuer

Nichts leichter als das!

nachhaltigkeit und 
Umweltverträglich-
keit bleiben bei der 
eU auf der Strecke.
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Die höhe der Finanz-
transaktionssteuer 
ist kein argument 
dagegen! 

in Der arKTiS WirD ein iMMenSeS öLVorKoMMen VerMUTeT

Ich fordere die eu auf, einen vertrag 
durchzusetzen, der militärische ope-
rationen sowie den Abbau von bo-
denschätzen in der Arktis untersagt. 
Was in der Antarktis möglich war, 
muss auch in der Arktis möglich 
sein!

simpel ist sie also, die steuer. und 
auch ihre Höhe ist eigentlich kein 
Argument dagegen. Wir vertreten 
einen satz von 0,05 Prozent auf alle 

werden die gewinne mit dieser steu-
er abgeschöpft, das geschäft lohnt 
sich nicht mehr und es steht mehr 
geld für die Finanzierung der real-
wirtschaft zur verfügung.
Hinter der von der eu-Kommission 
favorisierten Finanzaktivitätssteuer 
steht dagegen ein ganz anderes Kon-
zept: Hier werden nur die gewinne 
und gehaltszahlungen von bankern 
angetastet. Die steuerungswirkung 
fällt also völlig aus.
und die Finanzaktivitätssteuer er-
reicht auch nicht, was die Transak-
tionssteuer ganz nebenbei schafft: 
gleiche verhältnisse. schließlich fällt 
auf brot und butter auch umsatz-
steuer an – bei jedem verkauf.

Die STeUer iST SiMPeL UnD SChaFFT gLeiChe VerhäLTniSSe
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